
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes

.
12 RK 28/82

' Urteil

in dem Rechtssheü

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:
............

g e g e n

con-nu. ........ .......ll...l..'0.i.\..ggq.lu ccccc ,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladen:
oo.--o-unuucooooooonn-ooo-ocooooooc.„.....‚.....‚

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 18. Mai 1983

für Recht erkannt:

; Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Landessoziäl-

gerichts Berlin vom 1". Oktober 1981 wird zurückgewiesen:

Die Beklagte hat dem Kläger auch außergeriohtliche Kosten

des Revisionsverfahrens nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

Der Kläger begehrt die Feststellung, daß die beklagte Kranken-

kasse verpflichtet ist, die durch die Bundesanstalt für Arbeit

(BA) für ihn wegen des Bezuges von Arbeitslosengeld (Alg) in der

Zeit vom 15. Februar bis 31. März 1978 entrichteten Kranken-

versicherungsbeiträge an die BA zurückzuzahlen.

1

Der Kläger meldete sich am 14. Februar 1978 arbeitslos. Die Be—

klagte bewilligte ihm daraufhin Alg, das ihm in der Folgezeit bis

zum 31. März 1978 ausgezahlt wurde. Für die Zeit vom

1H. Februar bis 31. März 1978 zahlte die BA aufgrund der

Pflichtmitgliedschaft des Klägers außerdem nach 5 155 des Ar-

beitsförderungsgesetzes (AFG) Krankenversicherungsbeiträge in

Höhe von 595,3“ DM an die Beklagte.

Bei der Antragstellung auf Alg am 14. Februar 1978 hatte der

Kläger verschwiegen, daß er ab 15. Februar 1978 eine Beschäfti-

gung aufnehmen werde. Er hat der BA erst mit Schreiben vom

3. April 1978 mitgeteilt, daß er eine neue Beschäftigung habe,

als Beginn aber den 3. April 1978 angegeben. Davon, daß die Be-

schäftigung schon am 15. Februa_r begonnen hatte, erfuhr die

beigeladene BA erst am 5. April 1978 durch eine Nachricht der

Beklagten.f

Die Beigeladene forderte hierauf vom Kläger das su Unrecht ge-

_3_
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zahlte Alg zurück.

Der Kläger wurde deshalb außerdem am 5. Juli 1979 vom Amtsge-

richt Berlin Tiergarten wegen Betruges verurteilt (282 Ds 1H/79).

Im Rahmen eines Adhäsionsverfahrens zu diesem Strafverfahren

fordert die beigeladene BA Schadensersatz in Höhe der von ihr

aufgebrachten Beiträge.

Der Kläger verlangte daraufhin von der Beklagten eine Erstattung

der von der BA geleisteten Beiträge an diese. Die Beklagte lehnte

dies jedoch ab (Bescheid vom 15. März 1979; Widerspruchsbeseheid

vom “. Oktober 1979).

In dem anschließenden Klageverfahren begehrte der Kläger die

Aufhebung der Bescheide der Beklagten und die Feststellung, daß

die Beklagte verpflichtet sei, an die beigeladene BA die von

dieser für die Zeit vom 15. Februar bis 31. März 1978 ent-

richteten Krankenversicherungsbeiträge zurückzuzahlen. Klage und

Berufung hatten jedoch keinen Erfolg (Urteil des Sozialgerichts

Berlin —SG— vom zu. Oktober 1980; Urteil des Landessozialge-

richts Berlin -LSG- vom 1ü. Oktober 1981).

Das LSG hat die Feststellungsklage im Hinblick auf das anhängige

Adhäsionsverfahren gegen den Kläger für_zulässig gehalten. Sie

ist nach der Auffassung des LSG jedoch nicht„begründet._Unter-.„

schiedliche‘KrankenversicherungsverhältnisseLUQd;BQiQQQS$PfIQQhT

.ten aus-verschiedenen Gründen könnten durchaus nebeneinander be1

stehen. Das'Gesetzfenthalte-keinen;Anhalt‚;daß;diesji@3Verhältnis
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einer Versicherung aus einem Beschäftigungsverhältnis und der

Versicherung nach 5 155 AFG anders sei. Das durch 5 155 AFG be-

gründete Versicherungsverhältnis werde auch nicht dadurch der

Rechtsgrundlage beraubt, daß das Alg zu Unrecht geleistet und

später zurückgefordert worden sei. Nach dem Willen des Gesetz-

gebers finde insoweit keine wie auch immer geartete Rückabwick-

lung statt. Daran ändere auch % 159 Abs ” AFG nichts; denn diese

Bestimmung regele lediglich, welche Krankenkasse zuständig sei,

wenn während des Bezuges von Alg eine krankenversicherungs—

pflichtige Beschäftigung ausgeübt werde. Das Nebeneinanderbe—

stehen zweier Versicherungen bei derselben Kasse werde dadurch

nicht ausgeschlossen. Die Beitragspflicht werde schließlich auch

nicht durch Beitragsbemessungsgrenzen gemindert. Es handele sich

hier um zwei Versicherungsverhältnisse auf unterschiedlicher

Rechtsgrundlage, die getrennt zu betrachten seien, so daß eine

Zusammenrechnung von Alg und Arbeitsentgelt nicht in Betracht

komme.

Der erkennende Senat hat die Revision zugelassen.?

Mit der Revision macht der Kläger im wesentlichen geltend, daß

eine Deppelversicherung ausgeschlossen sein müsse, weil der Ver-

sicherte nur einmal einen Anspruch auf Krankenversicherungsschutz

haben könne; Die Rückzahlung der
Beiträge

vermeide eine unge-
rechtfertigtéfDoppelbelästungidée*Üersicherten;ÜEine'RUckerstatä

tungföonlBéiträgénVsei“durdh'daszFG'nichtfausge3chlbssenJ3Aus:a

déF Begründungfzü 5 155 Absf2 AFGf(BTADruGKS:V/H110)rergebe:sich‚

Fdä■fdféf■egélüngbdésfäq1555A6312[Sat223'AFG'uarauchifünfdenßFall
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geschaffen werden sei, daß die Krankenkasse befugt sei, die von

ihr erbrachten Leistungen zurückzuverlangen. Es sei dann aber

nicht verständlich, ihr für derartige Fälle auch noch doppelte

Beitragszahlungen zu belassen. Hinzuweisen sei auch auf den Sinn

des 5 159 Abs ü AFG. Die Konzentrierung der Zuständigkeit bei nur

einer Kasse solle vermeiden, daß eine Rückabwicklung von Versi—

cherungsverhältnissen notwendig werde. Daraus werde deutlich, daß

die Rückabwicklung von Beitragszahlungen durch das Regelungs—

system des AFG nicht ausgeschlossen werde. Zumindest sei nach-

träglich der Rechtsgrund für die Beitragszahlung weggefallen und

deshalb bestehe ein Rückerstattungsanspruch zumindest nach

55 812 ff des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB).

Der Kläger beantragt dem Sinne nach,

die Urteile des LSG und des SG aufzuheben

sowie unter Abänderung des Bescheides der

Beklagten vom 15. März 19T9 in der Gestalt

des Widerspruchsbescheides vom

4. Oktober 1979 festzustellen, daß die

Beklagte verpflichtet ist, an die

Beigeladene die von dieser für die

Zeit vom 15. Februar 1978 bis

31. März 1978 für den Kläger

entrichteten Krankenversicherungs-

beiträge»zurückzuzahleni„

Die Beklagte und die-beigeladene BA beantragen:

fd'i'“e Revis i ori‘"'z‘ü'ru‘c'k’2ddé'i‘äér'fä 5
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\
Sie beziehen sich im wesentlichen auf das angefochtene Urteil.

Darüber hinaus wird ven der Beigeladenen darauf hingewiesen, daß

nach der erst ab 1. Januar 1981 geltenden, also hier noch nicht

anwendbaren Vorschrift des 5 157 Abs 3 letzter Satz AFG das Be-

messungsentgelt für die Beiträge nach dem AFG um das Entgelt aus

einer gleichzeitig ausgeübten
versicherungspflichtigen Beschäf-

tigung zu mindern sei. Auch daraus ergebe sich aber keine

Rechtsgrundlage für Rückforderung oder Verrechnung von Kranken-

versicherungsbeiträgen, wenn die Voraussetzungen für die Leistung

von Alg überhaupt nicht vorgelegen haben oder weggefallen sind;

denn 5 157 Abs 3 Satz 2 AFG gelte nur dann, wenn rechtmäßiger

Leistungsbezug und entlohnte Beschäftigung zusammentreffen.

?
Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung (5 124 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-) ein-

verstanden erklärt.

'II

Die Revision ist unbegründet.

Die Vorinstanzen haben zu Recht entschieden, daß die vom Kläger

erhobene Feststellungsklage zulässig ist,_obwohl möglicherweise

auch eine Leistungsklage hätte erhoben werden können. Ein be-

rechtigtes Feststellungsinteresse„istizu„bejahenf;wenn_die'be1

gehrte Feststellung einer sozialreohtlioheq„Vqr■rage für ein
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künftiges oder laufendes Verfahren vor anderen Gerichten (hier

das Adhäsionsverfahren) bedeutsam ist (vgl BSGE H3, 1ü8; BSG SozR

2200 5 39a Nr 1; ferner Meyer—Ladewig, SGG, 2. Aufl, 5 55 Anm 16

mwN). Im übrigen kann eine Feststellungsklage auch dann als zu—

lässig angesehen werden, wenn dies aus rechtlichen oder tatsäch-

lichen Gründen der Vereinfachung dient und zu erwarten ist, daß

der Beklagte auch einem Feststellungsurteil Folge leisten wird,

weil es sich um eine Behörde handelt (vgl Brackmann, Handbuch der

Sozialversicherung, S 2ü0k I mwN).

Das LSG hat ferner zutreffend entschieden, daß die Versicherung

nach 5 155 AFG nicht davon abhängt, ob das Alg, das die Versi-

cherung auslöst, zu Recht oder zu Unrecht geleistet worden ist,

und auch nicht davon, ob es später zurückgefordert und zurückge-

zahlt wird. Dies ergibt sich unmittelbar aus dem Gesetz ($ 155

Abs 2 Satz 3 AFG). Die Rechtsprechung hat diese Auslegung über—

dies bestätigt (BSGE ”6, 20, 33; BSG 5028 4100 5 155 Nr 5; s auch

BSG SozR 2200 5 311 Nr 11). Die zum Verhältnis der Versicherung

aus dem Bezug von Übergangsgeld und der Versicherung aUs dem Be-

schäftigungsverhältnis ergangene Entscheidung des 1. Senats des

BSG (8868 37, 109) kann wegen 5 155 Abs 2 Satz.3_hFc nicht ent-

sprechend herangezogen werden. Warum die Leistung zu Unrecht er—

bracht wurde, ist unerheblich.

Entgegen der Auffassung des Klägers ergibt sich auch„ausbden_ha-

terialien (BT—Drucks V/4110 S 23 zu 5.153) nichts 3999r95■53?5b

wird dort ausgeführt: "Die Bundesanstalt hätte;(nacb 09m,398i97

rungsentwurf) gegen die KrankenkasseiAnspruch,apfgßrgtattyngiger
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gezahlten Beiträge und die Krankenkasse wäre befugt, die den „

Beiträgen entsbrechenden ebenfalls zu Unrecht erbrachten Lei-

stungen zurückzufordern. Die vom Ausschuß beschlossene Ergänzung

des Abs 2 soll diese Wirkungen vermeiden".

- Hieraus ergibt sich eindeutig, daß eine Beitragserstattung wegen

zu Unrecht gezahlter Leistungen gänzlich ausgeschlossen sein

soll. Dies dient letztlich auch der notwendigen Klarheit des

Versicherungsschutzes in jedem Zeitpunkt.

Für das Nebeneinander von

Leistungébezug
und Beschäftigungsver—

hältnis, also den Fall, daß die Unrechtmäßigkeit des Leistungs-

bezuges durch das Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses be—

gründet ist, gilt nichts anderes. Dies zeigt gerade auch die be-

reits erwähnte Entstehungsgeschichte (so auch BSG 26. Oktober

1982 — 3 BK 55/81 -).

l

5 159 Abs 4 AFG betrifft nur die Zuständigkeit bei Bestehen einer

Vérsicherungspflicht
aus dem Beschäftigungsverhältnis und einer

Versicherungspflicht aus dem Leistungsbezug nebeneinander. Durch

die dort getroffene Regelung wird ein Nebeneinander zweier Zu-

ständigkeiten vermieden. Die Entscheidung des Gesetzgebers, in

jedem Fall die für den Leistungsbezug zuständige Kasse für zu—

ständig zu erklären, deutet - wenn man überhaupt weitergehende

“Folgerungen-aus dieser Vor50hrift ziehen will - eher darauf hin,

daßqauch hier 96h“dér'Unveränderiichkeit eines einmal nach 5-155

AFG‘begründeten)VerSichérüngsverhältnisses:auSgegangen:wirdyaEs

"%ä■e'unver3tändlichj■wennägeradé*dieeKasse„in”jedemäFallnfürr
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allein zuständig erklärt würde, deren Zuständigkeit durch ein

Versicherungsverhältnis begründet worden ist, aus dem uU die

Beiträge zurückgezahlt werden müssen.

Entgegen der Auffassung des Klägers ist es nicht ungewöhnlich und

durch das Gesetz nicht ausgeschlossen, daß eine zweifache Versi-

cherung auch Beitragspflicht aus jedem dieser Tatbestände zur

Folge hat. Auch zwei nebeneinander bestehende Beschäftigungsver-

hältnisse sind beitragsrechtlich getrennt zu behandeln (vgl BSGE

16, 98, 10ü). Insoweit bestehen (ausgenommen die neue Berech—

nungsvorschrift des 5 157 Abs 3 Satz 2 AFG) im Bereich des AFG

keine Besonderheiten.

Grundsätzlich entsteht hierdurch keine Doppelbelastung; denn die

Beiträge nach dem AFG trägt die BA (% 157 Abs 1 AFG), die Bei-

träge aus dem Beschäftigungsverhältnis tragen der Kläger und sein

Arbeitgeber je zur Hälfte (5 381 Abs 1 EVO). Wenn — was hier

nicht zu entscheiden ist — eine Rechtsgrundlage besteht und ein

Tatbestand verwirklicht ist, aus denen sich ergibt, daß der Klä-

ger uU der BA Schadensersatz leisten muß, so liegt dies jedenf„

falls in seinem Verhalten begründet und kann nicht den Maßstab

dafür bilden, ob eine Beitragsregelung gerechtfertigt erscheint.

Gegen die Verpflichtung zur Zahlung von Beiträgen aus zwei ne-

beneihahder bestehenden Vérsicherungsgründen spricht auch nicht

2der"Unfangjder zu erwartenden Leistungen aus-der;Krankenverei;;

E"cher'un'g. EsWist7züar‘richtig‚fdaß!Krankenpflegeleistungen regel-
.„._ _ ......4,häßig nur ein■äl■gewährtüwerden können} Daraufrkommt-es aber;
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nicht an, weil sich die Höhe von
Beiträgen

in der gesetzlichen

Krankenversicherung nicht an der Höhe der zu erwartenden Leif,

stungen orientiert. Das Krankenversicherungsrecht wird nicht

(nur) Vom versicherungsrechtlichen Prinzip der Äquivalenz von

Leistung und Beitrag bestimmt, sondern vom Prinzip des solidari-

schen Ausgleichs (Solidaritätsprinzip). Das bedeutet, daß die

Leistungen nicht nur am Beitrag, sondern teilweise, vorwiegend

oder gar ausschließlich, an den Bedürfnissen des Berechtigten

orientiert sind und der Beitrag nicht allein nach dem Leistungs-

aufwand oder dem Risiko (für den einzelnen oder eine Gruppe) zu

bemessen ist, sondern nach dessen Leistungsfähigkeit (vgl BSGE

37, 12T, 129). Dort, wo der Beitrag nach Arbeitsentgelt bemessen

ist, bedeutet dies, daß möglichst jeder, der auf dem Arbeit3markt

Arbeitsentgelt erzielt, zu einem gewissen Prozentsatz mit diesem

Arbeitsentgelt zur Beitragsleistung herangezogen wird, unabhängig

davon, ob und inwieweit sich dies leistungsrechtlich nieder—

schlägt (BVerfGE 21, 12, 26; BVerfGE 14, 312, 318; BSG SOZR 2100

5 14 Nr 9; BSG SOZR ü100 % 112 Nr 3; BSG SOZR 2200 5 1385 Nr 12;

BSG USK 80169). Übertragen auf Beitragszahlungen im Zusammenhang

mit der Gewährung öffentlicher Leistungen bedeutet dies, daß die

Leistungsträger ebenso solidarisch nach dem Umfang der von ihnen

gewährten Leistungen mit einem gewissen Prozentsatz zu dem, 355

Finanzbedarf der Krankenkassen beitragen müssen. Der neue 5 157

Abs 3 Satz 2 AFG stellt keine:Durchbrechung_dieses Prinzips dar;

denn er beruht darauf, daß nachgdergdieser;Vorschrift zugrunde?

liegenden GeSEtzesfassung der Beitrag„für;dae 31g,auch„dann nach

—dem zuvon-er21elten'Arbeitsentgelt,@ßmeseen,yird,gwenn wegenhder

ErzieIUngav0nnßinkommen letztlich;■un;einigeringen,ßetrag;anmglg
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gezahlt wurde. Die Bestimmung trägt also dem in der Arbeitslo-

senversicherung anzutreffenden Auseinanderfallen von Leistungs-

höhe und Beitragsbemessungsgrundlage angemessen Rechnung.

Abgesehen davon dürfte es auch nicht zutreffen, daß die doppelte

Beitragsleistung keinerlei Einfluß auf die zu erwartenden Lei-

stungen hat. Richtig ist, daß der Versicherte Sachleistungen nur

Einmal bekommt. Geldleistungen können sich aber uU erhöhen (vgl

Albrecht ZfS 69, 265, 268). In den Fällen, in denen ein Anspruch

auf eine Leistung nach dem AFG neben einem Beschäftigungsver-

hältnis besteht (zB Unterhaltsgeld im Rahmen der Förderung

beruflicher Bildung) wird der Lebensstandard des einzelnen durch

den gleichzeitigen Bezug von Alg und Arbeitsentgelt bestimmt.

Hierdurch ist es gerechtfertigt, auch das Krankengeld unter Be-

rücksichtigung beider Tatbestände zu bemessen (s auch BSG

24. Juni 1981 — 12 RK 57/79 -; BSG SozR 4100 S 159 Nrn 1 und 2

sowie BAG AP Nr 25 zu 5 5 BetrVG 1972).

Etwas anderes gilt nur in der besonderen Situation des Kündi-

gungsschutzprozesses. Dort wird wegen der Unklarheit über die

bestehende Rechtssituation Alg im Wege der GleichWOhlgewährung

nach S 117 Abs 4 AFG gezahlt. Hier erfolgt ein gesetzlich ge-

regelter Ausgleich der Beiträge und Leistungen nach 5 160 AFG.

Die Versicherungsverhältnisse aus dem Arbeitsverhältnis und aus

dem Alg—Bezug bleiben nicht nebeneinander bestehen. Vielmehr wird

die Versicherung aus dem Als—Bezug aufgesaugt durch die wieder-

auflebende Versicherung aus dem Beschäftigungsverhältnis (vgl

BSGE 52, 152). Diese besondere Situation rechtfertigt sich aber
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_12_.

aus dem von Anfang an bestehenden Schwebezustand während eines

Kündigungsschutzprozesses und unterscheidet sich von dem vorlie-

genden Fall durch die besonderen gesetzlichen Bestimmungen in den

55 160, 1663 AFG.

Auch soweit der Kläger die Beitragshöhe im Hinblick auf die Bei-

tragsbemessungsgrenze beanstandet, kann ihm nicht gefolgt werden.

Bei der Prüfung, ob die Beitragsbemessungsgrenze überschritten

wird, ist die Leistung nach dem AFG nämlich nicht zu berücksich-

tigen, weil hierfür nur Einkünfte aus Besohäftigungen oder aus

Tätigkeiten als Selbständiger zählen (vgl für die Versicherungs-

pflichtgrenze BSGE 16, 98, 104; BSGE 33, 12). Die gebotene Be-

schränkung einer Beitragskumulation ergibt sich, wie schon dar-

gelegt, für das neuere Recht aus 3 157 Abs 3 Satz 2 AFG. Für eine

Beitragsbemessungsgrenze ist daneben kein Raum.

%

Die Kostenentscheidung folgt aus S 193 SGG.
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